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Ihre Urteile prägen
den Schweizer
Rechtsalltag
bereits: Mitglieder
des Europäischen
Gerichtshofs
im Jahr 2022.

Classepolitique
Alec von Graffenried, Domp-
teur, ist Stadtpräsident der links-
ten Stadt der Schweiz. Das ist
manchmal kein einfacher Job.
Weil das ausgesprochen linke
Berner Stadtparlament ihm bis-
weilen bizarre Aufträge erteilt.
Neuster Streich: Der Stadtrat
fordert ein komplettes Verbot
vonWerbeplakaten in der
ganzen Stadt Bern. Keine Plakate
mehr. Ein grosser Gewinn in
Sachen Lebensqualität. Dumm
nur, dass wir immer noch im
Kapitalismus leben: Der defizitä-
ren Stadt Bern dürften dadurch
jedes Jahr mehrere Millionen
Franken entgehen.

Elisabeth Baume-Schneider,
Abstimmungskämpferin, steht
als SP-Magistratin unter scharfer

Beobachtung. Bürgerliche haben
jeweils rasch den Eindruck, sie
lege sich zu wenig energisch
gegen die 13. AHV-Rente ins
Zeug. Dabei ist die Lage in ihrem
Heimatkanton komplex: Im Jura
hat die FDP Stimmfreigabe
beschlossen. Dort muss sich
Baume-Schneider also nur
mässig ins Zeug legen, um zu
sagen, sie sei auf Linie der Partei
von Kassenwartin Keller-Sutter.
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Europapolitik

Der ersteAnlauf ist am innenpo-
litischenWiderstand gescheitert,
für den zweiten sieht es nun
etwas besser aus. ImDezember
hat der Bundesrat Parlament,
Kantoneund Sozialpartner ge-
fragt, ob er basierend auf denVor-
gesprächen in neueVerhandlun-
genmit der EUüber die bilatera-
lenVerträge eintreten soll. In die-
senTagen treffen dieAntworten
ein, unddas Echo ist, zumindest
imPrinzip, positiv: DieAussen-
politischeKommissiondesNatio-
nalrates empfiehlt ein Ja, ebenso
dieKantone (mit Ausnahmevon
SchwyzundNidwalden) unddie
Wirtschaft. Für dieGewerkschaf-
ten ist die vorliegendeBasis indes
ungenügend,währenddie SVP

vonneuenVerhandlungenohne-
hin nichtswissenwill.
Trotz diesemRückenwindhat

dieKonsultation demBundesrat
aber auch gezeigt, dass in ver-
schiedenenPunktennochVer-
besserungen erwartetwerden.
Zunennen ist etwader Lohn-
schutz, die Regelungder Spesen
für entsandteArbeiter oder das
Aufenthaltsrecht für EU-Bürger
nach fünf Jahren.
Ersichtlichwurde aber auch:

Die alleinige Einigungmit der EU
wird kaum reichen, umein trag-
bares Resultat zu erzielen, gefragt
sind auchReformen im Innern.
Amweitesten gehendabei dieGe-
werkschaften, sie fordern etwa
eineAusdehnungderGesamt-

arbeitsverträge,was dieWirt-
schaft aber bis dato strikt ablehnt.
Und auchdieKantone finden, die
innenpolitischenGespräche für
mehr Schutz der Löhneunddes
Sozialsystemsmüsstenweiter-
gehen, auchwenn sie selber dazu
keineVorschläge liefern.
Und schliesslichwird für das

Schicksal neuerAbkommenent-
scheidend sein,wie darüber ab-
gestimmtwird: Unterstelltman
sie bloss dem fakultativenRefe-
rendumoder einemobligatori-
schen, bei demdann auchdie
Mehrheit der Kantone zustim-
menmuss?Umdiese Fragenma-
chenderzeit alle einen grossen
Bogen, angefangen beimBundes-
rat über dieAussenpolitiker im

Nationalrat bis hin zudenKanto-
nen selber.
In derNationalratskommission

unterlag die SVPmit demAntrag,
schon jetzt ein obligatorisches
Referendumzu fordern. Und
selbst die direkt betroffenenKan-
tonewollen sich dazunochnicht
äussern.Mankönnediese Frage
erst klären,wennmandasVer-
handlungsresultat kenneunddie
Tragweite derNeuerungen ab-
schätzen könne, sagt der Präsi-
dent derKonferenz derKantons-
regierungen, der Aargauer Regie-
rungsratMarkusDieth.
Solange diese Fragen offen

sind, bleibenwohl auchdie Chan-
cendes geplantenNeuanlaufs in
der Schwebe.Daniel Friedli

DiefremdenRichtersindlängstda
Im Streit umdieEuropapolitik spielendieEU-Richter einewichtigeRolle. Dochbereits heutehatder
EuropäischeGerichtshof vielmehrEinfluss aufdieSchweiz, als bekannt ist.VonDaniel Friedli

Werden sie den Schweizer Stro-
mern helfen? Als letztenAusweg
sieht dieNetzgesellschaft Swiss-
grid den Gang zu den europäi-

schen Richtern in Luxemburg. Das Unterneh-
men möchte sich «Mari» und «Picasso» an-
schliessen, zwei europäischen Plattformen
zum Austausch von Regelenergie über die
Grenzen. Doch die zuständige EU-Agentur
Acer lehnte ab. Manwill die Schweiz nicht im
Boot haben, solange sie ihre Beziehung zur EU
nicht neu geregelt hat. Also reichte Swissgrid
imSeptember beimEuropäischenGerichtshof
(EuGH) drei Klagen gegen Acer ein, wie das
Unternehmen bestätigt. Nun sollen ihm die
Richter der EU zum Einsitz in diesen Platt-
formen verhelfen.
Die Schweiz und der EuGH: Das ist und

bleibt das Reizthema, wenn der Bundesrat
nach den innenpolitischen Konsultationen
(siehe Zweittext) bald wiedermit der EU über
neue bilaterale Regeln verhandelt. Welche
Rolle kommt ihm im Streitfall zu? Wie ver-
bindlich wäre seine Auslegung? Und unter-
stellt sich die Schweiz damit, wie die SVP
immerwieder kritisiert, «fremden Richtern»?
Fremd mögen diese Richter sein, ihre Ur-

teile sind aber laut Matthias Oesch bereits
heute in den gelebten Schweizer Rechtsalltag
integriert. Der Zürcher Professor für Europa-
recht hat kürzlich ein Buch über denGerichts-
hof publiziert und bilanziert darin: Der EuGH
prägt nicht nur das Leben in Europa nachhal-
tig, sondern auch jenes in der Schweiz. Und
dies, wie Oesch sagt, «in deutlich grösserem
Ausmass, als es in der breiten Gesellschaft
und der Politik bekannt ist». Das EU-Recht
«durchdringt das schweizerische Recht mitt-
lerweile in seiner ganzen Breite und Tiefe».

Motoren der Integration
Ausgeübt wird dieser Einfluss aus einem
imposanten Gebäudemit drei goldenen Tür-
men im Luxemburger Finanzviertel. 27 Rich-
ter, einer pro EU-Mitgliedstaat, sprechen dort
Recht, in auffälligen roten Robenmit weisser
Hemdkrause und doch der Öffentlichkeit
weitgehend unbekannt. Sie entscheiden mit
einfacherMehrheit (abweichendeMeinungen
werden nicht publik gemacht) undhaben den
Hang, ihre Urteile so kompliziert zu formulie-
ren, dass selbst Fachleute sie kaumverstehen.
Und sie stehen, auch wenn der belgische Ge-
richtspräsident Koen Lenaerts dies bestreitet,
im Ruf, ein Motor der europäischen Integra-
tion zu sein. Der EuGH interpretiere das euro-
päische Recht gerne mit Blick auf den Zweck
der EU, schreibt Oesch. Und dieser besteht
unter anderem in der «Verwirklichung einer
immer engeren Union». Dass diese 27 Richter
auch in der Schweiz über so viel Einfluss ver-
fügen, liegt indes nicht allein an ihnen. Es sind
vielmehr die Schweizer Behörden, die sich,
wie Oesch nachzeichnet, oft und gerne auf
ihre Urteile berufen.
Am stärksten zeigt sich dieser Einfluss im

Recht der bilateralen Verträge. In einem Ab-
kommen, jenem zur Luftfahrt, akzeptiert die
Schweiz seit Jahren den EuGH als Gerichts-
instanz. Einmal hat sie ihn dabei angerufen,
als Deutschland die Anflüge auf den Flug-

hafen Zürich-Kloten einschränkte. Der Fall
ging verloren.
Im Übrigen legen die Behörden und Ge-

richte die bilateralen Verträge, die auf EU-
Recht beruhen, routinemässig im Licht der
Praxis des EuGHaus. So zog etwa das Bundes-
gericht Urteile aus Luxemburg zu Rate, als es
2015 und 2022 zwei weitreichende und kon-
troverse Entscheide fällte: Das Freizügigkeits-
abkommen sowie das Dubliner Asylabkom-
men, so das Gericht, haben Vorrang vor dem
Schweizer Recht. Sie müssen also auch ange-
wendet werden, wenn der Schweizer Gesetz-
geber bewusst andere Regeln beschlossen hat.
Dieser Blick zumEuGHerfolgt selbst dann,

wenndarausUrteilemit etwas paradoxen Fol-
gen resultieren. So kann es beim Familien-
nachzug nun passieren, dass ein EU-Bürger,
der in der Schweiz lebt, seine brasilianische
Frau einfacher zu sich holen kann als ein
Schweizer. Und es wäre denkbar, dass ein
Notar aus Deutschland im Aargau einfacher
praktizieren kann als einer aus Bern.
Auch Bundesrat und Parlament bedienen

sich gerne beim europäischen Recht, das sie
ordnerweise autonom nachvollziehen. Eines
von unzähligen Beispielen ist die Übernahme
der Sommerzeit, erst vor drei Tagen kamen
Höchstwerte für gewisse chemische Substan-
zen in Eiern, Fleisch und Fisch dazu. Dabei
bleibt es aber nicht beim Nachvollzug allein.
Die Behörden sind auch gehalten, dieses
nachvollzogene Recht dann europakompati-
bel auszulegen. DieWettbewerbskommission
etwa tat dies, als sie auch gestützt auf den
EuGH den Parallelimport von Elmex-Zahn-

pasta aus Österreich erlaubte. Ja, es ist sogar
schon vorgekommen, dass das Bundesverwal-
tungsgericht ein Verfahren sistiert hat, um
einen Entscheid des EuGH in gleicher Sache
abzuwarten.
Häufig dient das Unionsrecht und dessen

Auslegung der Schweiz sodann als Inspira-
tionsquelle, zum Beispiel beim Gesetz für die
Gleichstellung der Geschlechter. Und schliess-
lich ist die Schweiz ab und an faktisch ge-
zwungen, europäische Regeln zu überneh-
men. Aktuell zeigt sich dies etwa bei den
Sanktionen,wodie Schweiz jene der EU gegen
Syrien und Russland übernommen hat und
fortlaufend anpasst. Dabei strich sie den Ge-
schäftsmann Nizar Assaad wieder von der
Sanktionsliste, nachdem der EuGH dessen
Listung alsMissverständnis taxiert hatte.

Brüssel gibt den Takt vor
Oesch kommt damit zum Fazit, dass auch ab-
seits der bilateralen Verträge gilt: «Brüssel,
Strassburg und Luxemburg geben den Takt
an; die Schweiz folgt hintenan.» Undmanch-
mal wirkt der Einfluss der Richter gar, ohne
dass sich die Schweizer Behörden überhaupt
bewegen. Das «Recht auf Vergessenwerden»
im Internet etwa, das der EuGH durchsetzte,
wendet Google auch in der Schweiz an. Man
kann bei Google Schweiz einen Antrag auf
Entfernen von Suchergebnissen nach europäi-
schemDatenschutzrecht stellen.
Alles in allem findet es Oesch «eindrück-

lich», in welchem Ausmass der EuGH seine
Spuren auch im Schweizer Rechtsalltag hin-
terlässt und wie unaufgeregt schweizerische

Behörden und Gerichte dazu beitragen. Für
bedenklich hält er dies nicht, solange es be-
wusst geschieht. Und umso pragmatischer
scheint ihm die Lösung, die der Bundesrat
nun für die neuen Verhandlungenmit der EU
bei der Streitbeilegung in die Wege geleitet
hat: ein paritätisches Schiedsgericht, das über
die Streitfälle entscheidet, dabei aber bei Fra-
gen zu europäischem Recht die verbindliche
Auslegung des EuGH einholt.
Für die Gegner neuer Abkommen gibt die

Schweiz damit zu viel Souveränität her. Oesch
räumt ein, dass der Schritt institutionell ein
beachtlicher sei. Die praktischen Folgen dürf-
ten aber überschaubar bleiben, da ein solches
Schiedsgericht nur in wenigen Fällen über-
haupt zumEinsatz käme. Und auchwenn der
EuGH formell das Gericht der Gegenpartei
und die Schweiz darin nicht vertreten ist: In
der Sache deute «nichts darauf hin, dass der
EuGH konsequent gegen die Schweiz ent-
scheidenwürde». Er habe imGegenteil bewie-
sen, dass er auch in bilateralen Fragen sach-
lich und unparteiisch urteile. Kurzum: «Es
sind gute Richter», sagt Oesch. Und für die
Schweiz als kleinere Vertragspartnerin sei es
mitunter besser, wenn gute Richter über Strei-
tigkeiten entschieden statt machtbewusste
Politiker.
Inwiefern diese Richter nun Swissgrid zu

Hilfe kommen, bleibt abzuwarten. Ein erstes
Urteil bei einer früheren Klage zu einem ähn-
lichen Fall ging verloren. Umgekehrt müsste
Swissgrid gar nicht klagen, wenn die Schweiz
und die EU sich bereits auf neue Verträge ver-
ständigt hätten.

ProfessorMatthias
Oesch, Autor des
Buches «Der EuGH
und die Schweiz».
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Andrea Kučera

Jahrelang hat der Genfer Men-
schenrechtsanwalt Hillel Neuer
auf die Zerschlagung des Palästi-
nenserhilfswerks UNRWA hin-
gearbeitet. Doch so viel Aufmerk-
samkeit hatte er noch nie: Der
Direktor der Organisation UN
Watch sitzt an diesem Mittwoch
im US-Repräsentantenhaus und
ruft dazu auf, die Unterstützung
der in Verruf geratenenOrganisa-
tion nicht nur zu sistieren, son-
dern für immer einzustellen. «Die
UNRWA ist bis in denKern verrot-
tet», behauptet Neuer.
In der Hand hält er den neues-

ten Bericht seiner NGO, er nennt
es «UNRWA’s Terrorgram». Es ist
für ihn der neueste Beweis für die
Infiltration des Hilfswerks durch
die Terrororganisation Hamas.
Auf 63 Seiten präsentiert UN
Watch Screenshots aus einemTe-
legram-Chat von angeblich über
3000 UNRWA-Angestellten, vor
allem Lehrer, in dem das Hamas-
Massaker vom7. Oktober verherr-
licht wird.
Mehrere von ihnen posten, sie

beteten für den Erfolg der Gottes-
krieger, andere teilen Bilder oder
Videos der blutigen Erstürmung
eines Kibbuz. «Israels Zeit ist
um», schreibt einer. Insgesamt 30
solcherHassnachrichten listet die
Organisation in ihremBericht auf.
«Sie sollten nicht erstaunt sein

darüber, was am 7. Oktober pas-
siert ist», sagtNeuer zudenAbge-
ordneten, «denn das ist die Bot-
schaft, welche die Palästinenser
seit 70 Jahren in den Schulen der
UNRWA erhalten.» Hierzu muss
man wissen, dass sich die Uno-
Organisation in Gaza, aber auch
in Libanon und Jordanien unter
anderem um die Schulbildung
der Palästinenser kümmert. Zum
Schluss seinerRedekommtNeuer
unverhofft auf den Schweizer
Aussenminister zu sprechen: «Wir
müssen uns eingestehen: Ignazio
Cassis hatte recht, als er sagte,
dass wir mit der Unterstützung
der UNRWA den Konflikt am Le-
ben halten. Es ist Zeit, diese per-
verse Logik zu beenden.»
In der Tat stellte Cassis 2018 in

einem vielbeachteten Interview

DerhärtesteGegnersitzt inGenf

die Zahlungen an die UNRWA in-
frage. Ob er abermit der Zitierung
in diesemKontext einverstanden
ist, wollte das Aussendeparte-
ment auf Anfrage nicht kommen-
tieren: «Das EDA finanziert die
OrganisationUNWatch nicht und
kommentiert die Aussagen ihres
Generaldirektors nicht.»

Vorwürfe gegen Lazzarini
Knapp eineWoche ist es her, seit
das «Wall Street Journal»mit Ver-
weis auf israelische Geheim-
dienstquellen über die Vorwürfe
berichtet hat, wonach mindes-
tens 12 Mitarbeitende des Uno-
Hilfswerks in Gaza am Massaker
AnfangOktober beteiligt gewesen
seien. Seither sistieren immer
mehr Geldgeber ihre Unterstüt-
zung für die UNRWA. Und Neuer
ist derMann der Stunde.
Der schweizerisch-kanadische

Doppelbürger aus Genf spricht
nicht nur vor dem US-Kongress,

er gibt auch Interviews auf CNN
und ABC News, postet Beiträge
auf Xund Instagram, die vonMil-
lionen von Menschen gesehen
und von Zehntausenden gelikt
werden. Wie gross sein Einfluss
ist, zeigte sich erneut diese
Woche. In einem Radiointerview
verwies der israelische Botschaf-
ter in Deutschland auf den Tele-
gram-Chat der 3000 UNRWA-
Lehrer, umDeutschland zur defi-
nitiven Einstellung der Hilfs-
zahlungen aufzufordern.
Auch in der Schweiz prägt UN

Watch denDiskus umdieUNRWA
mit.Mehrmals verwies die SVP in
der Budgetdebatte im Dezember
auf die Recherchen der Genfer
NGO, um für ein Ende der Hilfs-
zahlungen zu plädieren.
Was ist dran an den Behaup-

tungen Neuers? Hat die Uno die
Warnungen vor der Infiltrierung
der UNRWA durch Terroristen zu
wenig ernst genommen? «UNRW-

A’sHasslehrer» oder «Uno-Lehrer
rufen zum Mord an Juden auf»
heissen die Berichte, die UN
Watch in den letzten Jahren an
die Verantwortlichen bei der Uno
verschickt hat. Nie habeman eine
Antwort bekommen, sagt der um-
strittene Menschenrechtsanwalt
im Gesprächmit dieser Zeitung.
Kritiker sagen, UN Watch sei

keine Menschenrechtsorganisa-
tion, sondernmache Lobbying im
Dienste Israels. Neuer dementiert
die Verbindung zur Regierung
Israels vehement. SeineOrganisa-
tion erhalte keinen Penny von
staatlicher Seite. «All unsere

HillelNeuer, langjährigerKritikerdesPalästinenserhilfswerksUNRWA,war seinemZiel nochnie sonah

Geldgeber sind Privatpersonen
oder Stiftungen.»
Seine Haltung ist radikal: Die

UNRWA-Verantwortlichen, allen
voran der Generalkommissar
Philippe Lazzarini, seien mitver-
antwortlich für das Attentat der
Hamas. «Lazzarini wusste, dass
seine Mitarbeitenden Terror ver-
herrlichen, wir haben ihn mehr-
fach darauf hingewiesen. Doch er
hat nichts dagegen gemacht.»
Der Schweizer Spitzendiplomat

weist diesen happigen Vorwurf
entschieden zurück. Über eine
Sprecherin lässt Lazzarini ausrich-
ten, dieUNRWAsei in einemkom-
plexenUmfeld eineBastiongegen
Hass undGewalt. Zu Beginn jeder
Anstellung und alle sechsMonate
werde bei allen Mitarbeitenden
ein Sicherheitscheck durch-
geführt. AlsHilfswerk verfüge die
UNRWAaberwederüber einePoli-
zei noch über einen Geheim-
dienst. «Die Organisation ist
weder rechtlich befugt, noch hat
sie die Kapazität, die Tätigkeiten
ihrer Angestellten ausserhalb der
Arbeit zu überwachen.»

UNRWA wehrt sich
Im Übrigen teile man jedes Jahr
mit dem israelischen Aussen-
departement die Namen aller
UNRWA-Mitarbeiter. In der Liste
von 2022 seien auch die Namen
der Angestellten gewesen, die an-
geblich am Attentat teilgenom-
men hätten. «Israel hat bei kei-
nem einzigen Vorbehalte ange-
meldet», schreibt die UNRWA.
Ist die UNRWATeil der Lösung

oder des Problems? Bald kommt
es in der AussenpolitischenKom-
mission des Nationalrats (APK)
zum Showdown: Am 25. März
berät die APK darüber, ob die
Schweiz das Hilfswerk trotz
den Terrorvorwürfen weiterhin
unterstützen soll. Bereits bekannt
ist, dass Lazzarini angehört wird.
Nun fordert die SVP auch für

Neuer eine Einladung. «Ich will,
dass in der Kommission auch die
proisraelische Seite zu Wort
kommt», bestätigt SVP-National-
rat Pierre-André Page. Neuerwür-
de die Einladung noch so gerne
annehmen: «Ich habe wichtige
Fakten zur UNRWAbeizutragen.»

Die SVP will, dass
Hillel Neuer vor der
Aussenpolitischen
Kommission
in Bern auftritt.

Hillel Neuer, Direktor der
Organisation UN Watch.
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Ein Mitarbeiter des Palästinenserhilfswerks UNRWA verteilt in Gaza Hilfsgüter an geflüchtete Familien. (Dair El-Balah, 29. Januar 2024)
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